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Antrag 
der Abgeordneten Helga Schmitt-Bussinger, Inge Aures, 
Reinhold Perlak, Harald Schneider, Volkmar Halbleib, 
Susann Biedefeld, Christa Naaß, Reinhold Strobl, 
Dr. Paul Wengert, Maria Noichl, Stefan Schuster und 
Fraktion (SPD) 

Prüfungsergebnis des ORH zur Einführung des BOS-
Digitalfunks in Bayern 

Der Landtag wolle beschließen: 

Die Staatsregierung wird aufgefordert, im Ausschuss für 
Kommunale Fragen und Innere Sicherheit zum Prüfungser-
gebnis des Bayerischen Obersten Rechnungshofs in seinem 
Jahresbericht 2013 zur Einführung des Digitalfunks in Bay-
ern Stellung zu nehmen und hier insbesondere zu den Fest-
stellungen, dass 

─ die Teilnahme der nichtstaatlichen Behörden und Orga-
nisationen mit Sicherheitsaufgaben am Digitalfunk 
nach wie vor nicht gesichert sei, 

─ die Gesamtkostenabschätzung bis zum Jahr 2012 jähr-
lich nur jeweils anlässlich der Haushaltsverhandlungen 
fortgeschrieben worden sei, 

─ in der Kostenschätzung einzelne Positionen fehlen wür-
den, andere unbeziffert oder nur grob geschätzt seien, 

─ für die Einführung des Digitalfunks mit dem erhöhten 
Standard GAN+X Bayern sowie zu den nachfolgenden 
Entscheidungen zur Vorgehensweise und den Festle-
gungen der technischen Standards und Ausstattungen 
keine Alternativen geprüft und keine Nutzen-Kosten-
Untersuchung erstellt worden sei, 

─ im Rahmen der Prüfung des ORH Mängel festgestellt 
worden seien, wie: 

─ unzureichende Abstimmung innerhalb des Innen-
ministeriums zwischen der Projektgruppe „Digi-
Net“ und anderen Organisationseinheiten, 

─ unzureichende Abstimmung mit der Bauverwal-
tung bei der Errichtung der Basisstationen, 

─ unzureichende Öffentlichkeitsarbeit bei der Aus-
wahl der Standorte und dadurch die geringe Akzep-
tanz in der Bevölkerung für die Funkmasten, 

─ unzureichende Zusammenarbeit externer Dienst-
leister mit Behörden bei der Standortfindung, 

─ kein effektives Controlling, da diese Aufgabe so-
wohl innerhalb der Projektgruppe „DigiNet“ als 
auch von externen Dienstleistern unabgestimmt 
wahrgenommen wurde. 

 

 
Begründung: 

Der ORH hat in seinem Jahresbericht 2013 die Einführung des Di-
gitalfunks im finanziellen „Blindflug“ kritisiert. Wenn der Digital-
funk eingeführt sein wird, verfüge Bayern nach Hessen zwar über 
den höchsten Standard bei der Funkversorgungsqualität für Si-
cherheitsbehörden in Deutschland, doch das Projekt sei gewaltig 
im Verzug. Statt wie geplant Ende 2011 solle erst 2015 der Digi-
talfunk flächendeckend zur Verfügung stehen. Durch diese Verzö-
gerung, aber auch aufgrund neuer oder geänderter Anforderungen, 
hätten sich die Kostenschätzungen von 650 Mio. Euro auf 
1,1 Mrd. Euro massiv erhöht. 

Der ORH kritisiert, dass die technischen Standards sowie die Aus-
stattungen festgelegt worden seien, ohne dass Alternativen geprüft 
oder Kosten-Nutzen-Untersuchungen vorgenommen worden sei-
en. Es sei auch immer noch nicht abschließend geklärt, ob und zu 
welchen Bedingungen die nicht staatlichen BOS (z.B. Feuerweh-
ren, Rettungsdienste) am Digitalfunk teilnehmen würden. 

Der ORH hält ferner ein striktes und aktuelles Finanzcontrolling 
für nötig, um weiteren Kostensteigerungen gegensteuern zu kön-
nen. 


